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Eine neue Software, so der Berliner „Ta-
gesspiegel“, vermag deutschen Professo-
ren beim Abfassen von Gutachten für Stu-
denten zu helfen. Seit einem Jahr schon
soll sie von Professoren der Frankfurter
Goethe-Universität genutzt werden; jetzt
werde sie deutschlandweit angeboten. Of-
fenbar setzt sie Informationen, die von gut-
achtenbedürftigen Studenten online einge-
geben werden, zusammen mit deren Zen-
suren in einen Text um, der die Begutach-
teten in der üblichen Weise – teamfähig,
analytischer Verstand, zuverlässig etc. –
charakterisiert. Die erste Reaktion einer
Hochschule, die der „Tagesspiegel“ berich-
tet, war ähnlich berechenbar: Man werde
die Software natürlich nicht kaufen, bei
Empfehlungsschreiben komme es auf den
persönlichen Kontakt an.  F.A.Z.

Seit jeher war der Transfer des Wissens
von den erfahrenen Älteren auf die Jünge-
ren eine der vornehmsten Pflichten. In der
Medizin waren es Hippokrates im 4. Jahr-
hundert vor Christus, 600 Jahre später Ga-
len und im Jahr 1000 Avicenna, die nicht
nur als Wissenschaftler, sondern auch als
Lehrer die Medizin geprägt haben. Bedeu-
tende und leidenschaftliche Lehrer des
achtzehnten und neunzehnten Jahrhun-
derts waren unter anderen Herman Boer-
haave in Leiden oder Johann Lukas Schön-
lein in Würzburg, Zürich und Berlin, die
den patientennahen Unterricht einführ-
ten. Billroth verfasste 1876 eine Monogra-
phie über das „Lehren und Lernen der Me-
dizinischen Wissenschaften an den Uni-
versitäten der Deutschen Nation“.

Heute – zweihundert Jahre nach Wil-
helm von Humboldt – stellt sich die Frage,
ob unsere Universitäten sich auch weiter-
hin nicht nur der Wissenschaft, sondern
auch der Lehre verpflichtet fühlen. State-
ments zur Gleichrangigkeit dieses siamesi-
schen Zwillingspaares, die jede europäi-
sche Universität immer noch plakativ für
sich in Anspruch nimmt, sind meist zu Lip-
penbekenntnissen verblasst, die in Anbe-
tracht der Mittelverteilungen in den uni-
versitären Budgets beinahe zynisch wir-
ken. Es gibt eine Fülle von Förderprogram-
men für die Forschung, fast keine für die
Lehre, die immer ein Defizit-Betrieb und
eine Investition in die nächste Generation
ohne direktes Payback ist. Aus der Sicht
junger Nachwuchsdozenten ist das Enga-
gement für die Lehre heute zu einem aka-
demischen Suizidprogramm verkommen.

Die letzte Segnung, die mit optimisti-
schen Vorgaben Europas Universitäten
umkrempelte, war die Bologna-Reform,
die angetreten war, um die Studiengänge
zu verkürzen, zu harmonisieren und die
Mobilität der Studierenden zu fördern. Sie
ist mit allen Vorsätzen kläglich geschei-
tert. Mit ihrer Verschulung und einer Ple-
thora von Zwischenprüfungen hat sie den
Aufwand von Seiten der Hochschullehrer
vergrössert und die Studierenden in ein
akademisches Kettenhemd gezwängt.
Dies ist die traurige Bilanz 10 Jahre nach
Einführung der Reform. Die Konsequenz
sind die studentischen Unruhen, die sich
im vergangenen Jahr zunächst in Öster-
reich, dann in Deutschland und mit helve-
tischer Verzögerung auch in der Schweiz
gezeigt haben. Die Probleme, die zur Bo-
logna-Reform Anlass gegeben haben, sind
grundsätzlicher Art und sollen am Bei-
spiel Medizin illustriert werden.

In Anbetracht der Geschwindigkeit, mit
der neue Erkenntnisse in der Medizin hin-
zutreten und alte revidiert werden müs-
sen, reicht das medizinische Staatsex-
amen am Ende eines sechsjährigen Studi-
ums nicht mehr aus, um für den Rest des
professionellen Lebens gerüstet zu sein.
Die neue Aufgabe der Hochschulen be-
steht also nicht mehr alleine in der Ver-
mittlung von aktuellem Basiswissen.

Eitelkeiten und Beschränktheiten einer
missionarischen Vermittlung von for-
schungsnahem Spezialwissen auf Kosten
einer breit angelegten Bildungsstrategie
haben in der studentischen Ausbildung
keinen Platz mehr. Der deutsche Bühnen-
autor Ludwig Fulda hat Ende des neun-
zehnten Jahrhunderts die Befürchtung ge-
äußert, dass „wenn das noch immer so wei-
tergeht mit Arbeitsteilung und Spezialität,
dann wär’ das Wagnis noch geringer, dem
Löwen in den Rachen zu seh’n, als mit ei-
nem kranken Zeigefinger zum Spezialis-
ten für Daumen zu gehen“. In den Stun-
denplänen für das vierte Studienjahr, in
dem die Studierenden erstmalig näher an
die klinische Medizin herangeführt wer-

den sollen, finden sich auf einer internet-
basierten Lernplattform einer großen
deutschsprachigen Universität zehn The-
menblöcke mit 130 Vorlesungsstunden,
die von mehr als 250 Dozenten mittels
mehr als 20 000 Powerpoint-Folien oder
PDF-Vorlagen und mehr als siebzig Hand-
outs vermittelt werden. Veranlagungen,
die die Verdauung dieser Mastkost sicher-
stellen, werden in den Eignungstests für
das Medizinstudium (Numerus Clausus)
bisher nicht abgefragt.

In dieser Situation ist nicht eine weitere
Verschulung, sondern der Einbezug und
die Motivation der Studierenden zum an-
geleiteten, selbständigen und eigenverant-
wortlichen Lernen gefragt, wobei der Uni-
versität beziehungsweise den Fakultäten
die Aufgabe zukommt, die geeigneten Rah-
menbedingungen zu schaffen. Zwei Pro-
bleme sind dabei vordringlich zu lösen:
Die Festlegung dessen, was an Wissen ver-
mittelt werden soll. Stichwort Harmonisie-
rung der Studieninhalte und die operative
Umsetzung unter Einbezug neuer Medien
zum selbständigen Orts- und zeitunabhän-
gigen Lernen.

Nicht jeder Dozent besitzt das didakti-
sche Geschick, die Studierenden so weit
zu begeistern, dass die Vorlesungsräume
vom ersten bis zum letzten Tag des Semes-
ters gefüllt bleiben. In der anonymen At-
mosphäre einer Powerpoint- oder Folien-
Präsentation im abgedunkelten Hörsaal
kann man keinem Studierenden verübeln,
wenn er/sie in Tiefschlaf verfällt oder erst
gar nicht mehr zur Vorlesung erscheint.
Außerdem krankt der interessantere und
effizientere Unterricht in kleinen Grup-
pen an der abnehmenden Verfügbarkeit
von „demonstrierbaren“ Patienten, die
durch Einsatz von (Laien-)Schauspielern
als „professionelle Simulanten“ nur teil-
weise kompensiert werden kann.

Heute bietet das Internet revolutionäre
Möglichkeiten zum selbständigen Lernen
als Ergänzung zum klassischen Unterricht

im Sinne des sogenannten „Blended Lear-
ning“. Die Zeit ist reif, die Technologie ist
vorhanden, die Studierenden sind bereit.
Es muss aber die Voraussetzung erfüllt
sein, dass die Lernprogramme nicht ein-
fach eine Visualisierung von Printmedien
auf dem Bildschirm sind, sondern dass sie
unter Nutzung der speziellen Möglichkei-
ten des Internets anregend, unterhaltsam
und didaktisch angepasst sind und gleich-
zeitig Feedback und tutoriale Unterstüt-
zung bieten. Nicht alles, was unter dem
Schlüsselwort „E-Learning“ zu finden ist,
verdient diese Bezeichnung. Vieles wurde
kritiklos ins Netz gestellt und hat infolge
fehlender Akzeptanz bei den Studieren-
den dann zu einer Pauschalkritik am
E-Learning geführt. Die Gestaltung eines
ausgefeilten Programms ist kostenintensiv
und zeitaufwendig und im forschungsori-
entierten Leben eines aktiven Hochschul-
lehrers meist nicht unterzubringen.

Hier bietet sich eine Lösung an, die in
angloamerikanischen Ländern zum uni-
versitären Alltag gehört. Emeriti sind von
ihrem Amt entpflichtete, pensionierte
Hochschullehrer. Diese alten Köpfe haben
eine über Jahrzehnte gewachsene und trai-
nierte didaktische Erfahrungen wie sie
jüngere Fachvertreter oft nicht oder noch
nicht aufweisen können. In einem Aufsatz
mit dem Titel „Die Mängel deutscher Uni-
versitätseinrichtungen und ihre Besse-
rung“ hat 1887 ein Dr. Hasse, ordentlicher
Professor an der Universität Breslau, be-
mängelt, dass die Lehrstellen mit „über-
ständigen, nicht mehr vollkommen leis-
tungsfähigen und lehrfähigen Personen be-
setzt sind, die nur selten weichen, weil sie
ihre Kräfte und Leistungen überschät-
zen“. Dieses Problem besteht seit der staat-
lich verordneten Zwangsinaktivierung mit
Erreichung des 65. Altersjahres nicht
mehr.

Bruno S. Frey, Ökonom an der Universi-
tät Zürich, kommt in einem Beitrag von
2007 zu dem Schluss, dass „emeritierte
Professoren aufgrund ihrer zeitlichen Ka-

pazitäten, ihrer Erfahrung und ihrer in lan-
gen Jahren aufgebauten Kontaktnetze als
Mentoren für den wissenschaftlichen
Nachwuchs hervorragend geeignet sind“.
In Zeiten schmaler Budgets ist der gesetz-
lich verordnete geistige Lehnstuhl eine in-
effiziente Altersdiskriminierung, die die
Erfahrensten und Engagiertesten in der
Lehre von einem Tag auf den anderen
„aus dem Verkehr zieht“, obwohl sie geeig-
net wären, die akademischen und logisti-
schen Schwachstellen der Lehre an unse-
ren Universitäten zu kompensieren.

Um keine Missverständnisse aufkom-
men zu lassen: Die Forschung ist heute ge-
rade in der Medizin prioritär an unseren
Universitäten und muss es auch bleiben.
Die Lehre darf dabei aber nicht zum
Aschenputtel verkommen. In der Medizin
kommt ihr schließlich die Aufgabe zu, die
Gesundheit der Bevölkerung durch eine
bestmögliche medizinische Versorgung si-
cherzustellen. Eine Universität kann es
sich nicht leisten, Meilensteine des Fort-
schritts in der Kommunikationstechnolo-
gie nicht in vollem Maße in ihren akademi-
schen Auftrag einzubeziehen.

Ein solcher Meilenstein war im 15. Jahr-
hundert die Erfindung des Buchdrucks
und ist heute die Informations- und Com-
puter Technologie (ICT). Die technischen
Voraussetzungen sind durch E-Learning-
Zentren an den meisten modernen Univer-
sitäten gegeben. Es fehlt leider oft das En-
gagement und die zeitliche Verfügbarkeit
der aktiven Dozenten und Lehrstuhlinha-
ber zur Erstellung anspruchsvoller, didak-
tisch ausgereifter E-Learning-Program-
me, die dieses Label auch verdienen. Hier
können die älteren Köpfe dem dringenden
Bedürfnis unserer Lehranstalten unter die
Arme greifen, indem sie sich weiter im
Auftrag der Universität für den Unterricht
mit neuen Medien engagieren.
Der Autor ist Emeritus der Medizin an der Universi-
tät Zürich. 2009 erhielt die von ihm gegründete
Lern-Plattform „Dermatology Online“ den medien-
didaktischen Medida-Prix.

Wenn Bildungserfolge ausbleiben, fällt
der Blick so gut wie immer auf die Schu-
len; auf ihre Struktur („Dreigliedrig-
keit“), ihre Ausstattung (Klassengröße),
ihr Personal (Lehrerbildung) und ihre
Programme (Stundentafel, Didaktik).
Oder man schaut auf die Familien und de-
ren Merkmale („sozioökonomischer Sta-
tus“, Migrationshintergrund, Einstellun-
gen zu Bildung).

Eine am Wissenschaftszentrum Berlin
(WZB) durchgeführte Studie des Soziolo-
gen Marcus Helbig weist jetzt auf den Zu-
sammenhang zwischen kognitiven Fähig-
keiten, Schulabbrecherquoten und Ab-
schlüssen einerseits, der Sozialstruktur
der Wohnquartiere andererseits hin
(„Neighborhood does matter!“, in: Köl-
ner Zeitschrift für Soziologie und Sozial-
psychologie, 62. Jg., Heft 4, Dezember
2010). Dabei findet sie aber nicht nur –
und trivialerweise –, dass der Wohlstand
eines Wohnquartiers sich auch in den
durchschnittlichen Schulleistungen der
dort wohnenden Schüler abbildet. Viel-
mehr wirke sich unabhängig von der so-
zialen Lage der Eltern und individuellen
Merkmalen der untersuchten Berliner
Grundschüler der Klassen 4 und 6 ihre
Wohnumgebung auf ihre schulischen
Leistungen aus.

Die Sozialstruktur der einzelnen
Wohnquartiere („Verkehrszellen“) wur-
de dabei ganz grob durch zwei Merkmale
charakterisiert: Anteil der Arbeitslosen
und Anteil der Sozialhilfeempfänger. Be-
rücksichtigt man bei der Deutung der
Schulleistungen diese Zahlen, so zeigt
sich, dass sowohl die durchschnittliche
Lesefähigkeit wie die Leistungen in Ma-
thematik an einer Schule nicht nur von
der sozio-demographischen Zusammen-

setzung der Schülerschaft abhängt. Son-
dern es existiert auch ein „Kontext-
effekt“: Kinder derselben sozialen Her-
kunft – und zwar Buben und Mädchen
gleichermaßen – lesen und rechnen un-
terschiedlich gut, je nachdem, wie hoch
die Arbeitslosen- und Sozialhilfequote
um sie herum ist. Das gilt übrigens auch
für den Migrantenanteil an Schulen.
Auch hier wirke sich, so die Studie,
„nicht der individuelle Migrationshinter-
grund im Schulverlauf negativ auf die Le-
sekompetenzen der Schüler aus, sondern
der Anteil von Migranten an einer Schule

ist hier der ausschlaggebende Faktor“.
Da in Schulklassen gemeinsam gelernt
wird, ist dieser Einfluss der „kritischen
Masse“ auf den einzelnen Schüler hier
nicht schwer zu erklären. Wie aber kann
man die Abfärbung der Wohnumwelt auf
die Schulleistungen erklären? Die Studie
tut es durch Hinweis auf „kollektive
Sozialisation“. Die soziale Kontrolle des
bildungsfeindlichem Verhaltens (Schul-
schwänzen, Verweigerung von Lernen)
variiert je nach Quartier. Desgleichen
die Möglichkeit, auf Unterstützung – ge-
meinsames Erledigen von Hausaufgaben
etc. – zurückzugreifen.

Das gilt allerdings nicht linear: Zwi-
schen sozial schwachen und sozial durch-
schnittlichen Nachbarschaften lassen
sich kaum Einflussunterschiede feststel-
len, was die Lernentwicklung der Kinder
angeht. Bemerkbar macht sich der Quar-
tierseffekt erst in von Arbeitslosigkeit
stark verschonten Gegenden. „Erst wenn
es eine bestimmte Konzentration von
Rollenvorbildern oder Sozialkapital
(. . .) gibt, wirkt sich dies positiv auf die
Kompetenzen der Kinder aus.“ Im Um-
kehrschluss spreche das gegen die Exis-
tenz von „Ansteckungseffekten“ durch
heruntergekommene Quartiere.

Die Begünstigten sind also doppelt
begünstigt: durch die eigene Lage und
zusätzlich durch die ihrer Nachbarn. Für
die Kommunalpolitik stellt sich hier
darum die Frage, wie die soziale
Durchmischung von Wohnquartieren ge-
fördert werden kann. Offen, so Helbig,
sei aber noch die Frage, ob solche
Nachbarschaftseffekte nicht nur für
Großstädte, sondern auch für kleinere
Städte und für Dörfer nachgewiesen wer-
den können.   JÜRGEN KAUBE

Niedersachsens Hochschulen haben im
vergangenen Sommer 78,7 Millionen
Euro aus Studiengebühren nicht ausgege-
ben. Das beanstandet die wissenschaftspo-
litische Sprecherin der SPD-Fraktion, Ga-
briele Andretta, unter Berufung auf Zah-
len des Wissenschaftsministeriums. Da-
nach horteten die Universität Hannover
12,8 Millionen Euro, die TU Braun-
schweig 8,45 Millionen, die Universität
Göttingen (ohne Medizin) 8,41 Millio-
nen,die Universität Oldenburg 7,68 Millio-
nen Euro und Universität Osnabrück 5,89
Millionen Euro. Ministeriumssprecher Rü-
diger Fischer wies die Vorwürfe zurück.
Zwar gab es 2006/07 einen Investitions-
stau, dieser würde jedoch abgebaut. Im Üb-
rigen sei nicht vorgeschrieben, wann die
Hochschulen ihr Geld ausgeben.  F.A.Z.

Natürlich persönlich
Gutachter-Software für Professoren

A n vielen Universitäten erstarkt
derzeit eine Bewegung gegen die,
wie es heißt, „zunehmende Mili-

tarisierung der Hochschulen“. Tatsäch-
lich stehen im Verteidigungshaushalt für
„Forschung, Entwicklung, Erprobung“
jährlich stattliche 1,1 Milliarden Euro
zur Verfügung, mehr als ein Zehntel des
gesamten deutschen Bildungsetats. Der
Frankfurter Politologe Peer Heinelt, ei-
ner der Wortführer der neuen Bewe-
gung, konstatiert: „Kriegsforschung ist
mittlerweile ein flächendeckendes Phä-
nomen; betroffen sind mitnichten nur
natur- und ingenieurwissenschaftliche
Fachbereiche, sondern ebenso die Sozial-
wissenschaften.“

Dennoch muss man recht genau hinse-
hen, um wehrtechnische oder bundes-
wehrrelevante Forschungsprojekte an
den Universitäten zu entdecken. Aber es
gibt sie, steuerlich mit- oder vollfinan-
ziert: von der Erprobung biomorpher
Spezialkeramiken, die für Hubschrauber-
panzerungen verwendet werden können,
über neue Nachrichtentechniken („Soft-
ware Defined Radio“ soll die Kommuni-
kation in multinationalen Einsätzen ver-
bessern helfen) bis zu medizinischen
oder psychologischen Forschungsvorha-
ben, welche dazu dienen können, die Ein-
satzfähigkeit der Truppe zu steigern.
Dass die meisten Projekte auch im zivi-
len Bereich Anwendung finden dürften,
hält man bei der Tübinger „Informations-
stelle Militarisierung“ für irrelevant: Vie-
le Vorhaben der „Rüstungsforschung“
würden als zivile Projekte deklariert.

Die Befürworter einer sogenannten Zi-
vilklausel wollen in die Satzungen der
Hochschulen – oder in die Landeshoch-
schulgesetze wie von 1993 bis 2002 in
Niedersachsen – den Passus aufgenom-
men sehen, die Forschung an öffentli-
chen Institutionen diene allein friedli-
chen Zwecken. Militärforschung und Ko-
operationen mit Einrichtungen des Mili-
tärs oder der Rüstungsindustrie sollen
grundsätzlich verboten sein. Knapp drei-
ßig Hochschulen müssten dann auf Pro-
jekte und Gelder verzichten, doch dabei
handelt es sich nur um die eindeutigen
Fälle. Angesichts der schwammigen For-
mulierung, die nicht nur auf die Finanzie-
rung, sondern auch auf die Intention ab-
hebt, wären selbst militärhistorische Stu-
dien in Frage gestellt, erst recht viele
Partnerschaftsprojekte mit der Industrie.
Im Verteidigungsministerium gibt man
sich verwundert: Im Presse- und Informa-
tionsstab will man von einer Zivilklausel
noch nie etwas gehört haben.

Völkerkunde für Soldaten
Aussichtslos scheint der Vorstoß aber
nicht zu sein. Zivilklauseln existieren
schon an den Universitäten Dortmund,
Bremen, Oldenburg sowie an der TU Ber-
lin. Im Jahre 1991 kam auch an der Uni-
versität Konstanz ein Senatsbeschluss zu-
stande, der besagte, „dass Forschung für
Rüstungszwecke, insbesondere zur Er-
zeugung von Massenvernichtungswaf-
fen, an der Universität Konstanz keinen
Platz hat und auch in Zukunft keinen
Platz haben wird“. Vor einem Jahr hat
der Senat der Universität Tübingen auf
studentischen Druck die Friedlichkeits-
Prämisse von Lehre, Forschung und Stu-
dium als Präambel in die Grundordnung
aufgenommen. Vier Monate später folg-
ten scharfe Auseinandersetzungen um
das Seminar „Angewandte Ethnologie
und Militär“ der Ethnologin Monika La-
nik, die als Oberregierungsrätin beim
Amt für Geoinformationswesen der Bun-
deswehr beschäftigt ist. Es wurde als „Re-
krutierungsveranstaltung“ diskreditiert.

Soeben fand an der Universität zu
Köln eine in Aktivistenkreisen als weg-
weisend empfundene Abstimmung über
die Zivilklausel statt, bei der sich 65 Pro-
zent der Studenten für deren Einführung
ausgesprochen haben. Eine bindende
Wirkung hat das nicht, aber es werde
von den Gremien ernst genommen, so
Patrick Honecker, der Sprecher der Köl-
ner Universität. Man lasse nun die Mög-
lichkeit einer Zivilklausel juristisch prü-
fen. Das aber heiße keineswegs, dem An-
sinnen werde stattgegeben: „Das mehr-
heitliche Meinungsbild zurzeit ist, dass
es sich um einen zu starken Eingriff in
die verfassungsrechtlich vorgeschriebe-
ne Forschungsfreiheit handelt.“

Auf dieses nicht ganz neue Argument
war die Gegenseite allerdings vorberei-
tet. Sie tut es ab mit Verweis auf ein im
Jahre 2009 im Auftrag der Hans-Böck-
ler-Stiftung erstelltes Gutachten des
Staatsrechtlers Erhard Denninger. Er hat-
te festgestellt, dass der Landesgesetzge-
ber verfassungsrechtlich nicht daran ge-
hindert sei, „die Friedens-Finalität der
geplanten Forschung durch eine ,Zivil-
klausel‘ von der Art ‚Die Körperschaft
verfolgt nur friedliche Zwecke‘ zum Aus-
druck zu bringen“, schließlich sei die Vor-
gabe von Friedlichkeit nicht tendenziös,
sondern vielmehr konstitutives Element
der Verfassung. Den Anlass für dieses

Gutachten bildete die Zusammenfüh-
rung des Kernforschungszentrums Karls-
ruhe (FZK) mit der Universität Karlsru-
he (TH) zum Karlsruher Institut für Tech-
nologie (KIT) am 1. Oktober 2009. Am
FZK existiert seit der Gründung der Vor-
gängerinstitution im Jahre 1956 eine Zi-
vilklausel, nicht aus Idealismus, sondern
um eine Auflage der Alliierten zu erfül-
len: Kernwaffenforschung musste ausge-
schlossen sein. Noch im FZK- (Neu-)
Gründungsvertrag von 1988 heißt es:
„Die Gesellschaft verfolgt nur friedliche
Zwecke.“

Das KIT-Gesetz, das der baden-würt-
tembergische Landtag am 8. Juli 2009 be-
schlossen hat, sieht zwar die Übernahme
dieser Klausel für einen dem FZK ent-
sprechenden Teilbereich der neuen Uni-
versität vor, nicht aber für den ehemali-
gen Universitätsbereich (heute Campus
Süd). Seither tobt ein Kampf um die
Friedlichkeitspräambel.

Umnutzung von Heeresgerät
In einer studentischen Urabstimmung
hatte sich im Januar 2009 eine Zweidrit-
telmehrheit für die Übertragung der
Klausel auf das gesamte KIT ausgespro-
chen. Betriebsrat und Gewerkschaften
unterstützen diese Forderung öffentlich-
keitswirksam. Ein internationaler Ap-
pell für die Zivilklausel am KIT wurde
nicht nur von mehreren Nobelpreisträ-
gern unterzeichnet, sondern auch vom
Bürgermeister von Hiroshima, Tadatoshi
Akiba. Jüngst hat die „Initiative gegen
Militärforschung an Universitäten“ in ei-
nem offenen Brief die Karlsruher Univer-
sitätsleitung erneut aufgefordert, die Zi-
vilklausel in die neue Grundsatzung auf-
zunehmen. Die Universität selbst hält
sich indes bedeckt und teilt auf Anfrage
lediglich mit, den Geltungsbereich der Zi-
vilklausel regele das KIT-Gesetz.

Das Vorbild des KIT bis in die Namens-
gebung hinein ist das Massachusetts Insti-
tute of Technology (MIT), ruhmreich auf-
grund wissenschaftlicher Exzellenz,
aber misslich im Hinblick auf die Fried-
lichkeit, denn die Nähe einer Forschungs-
einrichtung zum Militär könnte kaum
größer sein. In den achtziger Jahren war
das MIT der wichtigste nichtkommerziel-
le Auftragnehmer des Pentagons, und
noch heute wird knapp die Hälfte der für
Forschung vorgesehenen 1,375 Milliar-
den Dollar (bei einem Gesamthaushalt
von 2,4 Milliarden) vom Verteidigungs-
ministerium finanziert, dem inzwischen
jährlich über 76 Milliarden Dollar für
Forschung und Entwicklung zur Verfü-
gung stehen. Während hierzulande oft
der zivile Nutzen solcher Forschungspro-
jekte herausgestellt wird („dual use“), be-
treibt man Rüstungsforschung am MIT
weniger verschämt.

In Deutschland ist der Anteil des Ver-
teidigungsministeriums am Drittmittel-
aufkommen überschaubar. Während das
Bundesbildungsministerium zwischen
1991 und 2009 jährlich Drittmittel zwi-
schen vierhundert und neunhundert Mil-
lionen Euro vergab, unterstützte das Ver-
teidigungsministerium (BMV) Projekte
an öffentlichen Forschungseinrichtun-
gen mit vier bis dreizehn Millionen pro
Jahr. Allerdings befand sich unter den
Empfängern auch die TU Berlin (trotz Zi-
vilklausel). Zudem entfallen die größten
Posten nicht immer auf die Bundeswehr-
Universitäten in München und Ham-
burg, sondern verteilen sich auf zwanzig
bis dreißig Hochschulen.

Einige Forschungseinrichtungen erhal-
ten jedoch auch projektunabhängige Zu-
schüsse. Die Drittmittelzuwendungen
und Mittel im Rahmen der Auftragsfor-
schung des BMV (wehrtechnische, wehr-
medizinische und nichttechnische For-
schung) an Forschungseinrichtungen
des Bundes und sonstige Forschungsinsti-
tute und Hochschulen haben 2007 insge-
samt rund 52 Millionen Euro betragen.
Der bei weitem größte Teil der für For-
schung reservierten 1140 Millionen
Euro im 31 Milliarden schweren Verteidi-
gungshaushalt wird laut BMV für eigene
Forschungen und Erprobungen etwa im
Bundesamt für Wehrtechnik und Be-
schaffung ausgegeben. Über Forschungs-
kooperationen mit der Privatwirtschaft
gibt es keine Angaben.

Die Bundesregierung hat im Juli 2009
zur Zivilklausel am KIT Stellung bezo-
gen. Deren Beibehaltung im Bereich des
ehemaligen Kernforschungszentrums
sei stets Voraussetzung gewesen für den
Zusammenschluss, heißt es, eine Auswei-
tung auf das gesamte KIT liege im Ermes-
sen des Landes. Weitreichender ist aber
möglicherweise eine andere Aussage:
„Nach Auffassung der Bundesregierung
hat sich das Verhältnis von Wissen-
schaftsfreiheit und Zivilklausel seit der
Gründung des FZK als einer Großfor-
schungseinheit bewährt.“ Das schließt
zumindest der Tendenz nach an die Ein-
schätzung Denningers an; die jetzt von
der Kölner Universität geäußerten ver-
fassungsrechtlichen Bedenken fänden
hier keinen Rückhalt.

Das mächtige International Network
of Engineers and Scientists for Global Re-
sponsibility (INES) mit führenden Wis-
senschaftlern an der Spitze und Mit-
gliedsorganisationen in der ganzen Welt
will in den kommenden Wochen eine
Kampagne gegen Forschung und Lehre
für militärische Zwecke starten. Zivil-
klausel-Abstimmungen stehen nun wohl
in vielen Hochschulen bevor, organisiert
von bestens vernetzten studentischen
und lokalpolitischen Initiativen. Möglich
macht diese Schlagkraft der Pazifisten
nicht zuletzt das dem Militär abgerunge-
ne Internet.   OLIVER JUNGEN

Vom Lehrstuhl zum Lehnstuhl
Neue Medien und alte Köpfe: Eine vielversprechende Kombination / Von Günter Burg

Ungewöhnliche Anatomiestunde: In der Jockeyschule, um 1935  Foto Ullstein

In guter Nachbarschaft
Eine Berliner Studie zum Einfluss der Wohnumwelt auf den Bildungserfolg

Welchen Bildungsabschluss hat der Besit-
zer dieser Immobilie wohl?   Foto Picture Press

Sag mir quando
Gebührenrückstau in Niedersachsen

Wenn sie dir
morgen befehlen . . .
An deutschen Hoch-
schulen wird auch
militärische Forschung
betrieben. Dagegen
wendet sich eine
immer größer werden-
de, sogenannte Zivil-
klausel-Bewegung.


